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«Heute ist ein guter Tag für die
Bildungsqualität im Kanton Ob-
walden», bilanziert Bildungsdi-
rektor Christian Schäli am Sonn-
tagnachmittag im Sarner Rat-
haus.SeinGrundzurFreude:Die
Obwaldnerinnen und Obwald-
ner haben dem Nachtrag zum
Bildungsgesetz mit 57 Prozent
zugestimmt. In allen Obwaldner
Gemeinden gabs ein Ja.

ÜberdasGesetzwurdeabge-
stimmt, weil die SVP Obwalden
das Referendum ergriffen hatte.
Begründet wurde dies damit,
dass die Gesetzesanpassung kei-
ne «echte Reform» des Obwald-
ner Bildungswesens sei. Die Par-
tei lehnte die Vorlage als einzige
im Kanton ab. Schäli erklärt sich
die fast 43 Prozent Nein-Stim-
men so: «Vielleicht ist es uns im
Abstimmungskampf zu wenig
gelungen, aufzuzeigen, dass mit
der Vorlage auf viele Kritikpunk-
te des heutigen Bildungswesens
reagiert wird.»

Frühe Sprachförderung
«matchentscheidend»
Auch dem Bildungsdirektor sei
klar, dass es Veränderungen in
der Bildung braucht. Darauf
werde nun reagiert. «Wenn es
keinen Handlungsbedarf gäbe,
hätte es die Vorlage nicht ge-
braucht.» Als matchentschei-
dender Bestandteil der Vorlage
nennt Schäli etwa die Einfüh-
rung einer frühen Sprachförde-
rung für Kinder mit unzurei-
chenden Deutschkenntnissen,
einer Art Vorkurs für den Kin-
dergarteneintritt, in dem die
sprachlichen und kulturellen
Kenntnisse gestärkt werden.
Weitere grosse Änderungen

sind die finanzielle Unterstüt-
zung der schulergänzenden Ta-
gesstrukturen, eine zweite Ent-
lastungslektion für Lehrperso-
nen oder der Zugang zu einem
pädagogischen Medienzentrum
für Lehrpersonen.

DenAbstimmungskampf be-
zeichnet Christian Schäli als
konstruktiv. Es sei eine sehr brei-
te Vorlagemit vielen verschiede-
nen Aspekten. «Die zentralen

Anpassungen waren unbestrit-
ten», bilanziert Schäli positiv.
Viel Kritik gab es von den Geg-
nernderVorlageander integrati-
ven Schule. «Das ist sicher ein
Punkt, wowir genau hinschauen
müssen», sagt Schäli. Die Schu-
len hätten aber bereits heute die
Möglichkeit, Spezialklassen ein-
zuführen, die unabhängig von
derRegelklasseunterrichtetwer-
den. Auch sei für ihn klar: «Gute

Bildung steht und fällt mit der
Qualität der Lehrpersonen – das
kanndiePolitiknichteinfachvon
oben per Gesetz steuern.» Das
überarbeitete Bildungsgesetz
schaffe dafür den nötigen, zeit-
gemässen Rahmen.

«Befürworter sind
in der Pflicht»
Die SVP Obwalden zeigt sich
zum einen enttäuscht über die

Annahme des Gesetzes. «Wir
haben an eine Mehrheit ge-
glaubt, sonst hätten wir das Re-
ferendum nicht ergriffen», sagt
Kantonsrat Severin Wallimann.
Auf der anderen Seite habeman
weit über den Wähleranteil hi-
naus mobilisieren können, was
positiv zu werten sei. «Das Re-
sultat zeigt, dass ein grosser Teil
der Bevölkerung gewisse Punk-
te des Gesetzes kritisch sieht»,
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soWallimann. Jetzt seiendieBe-
fürworter in der Pflicht, sich bei
der Umsetzung positiv einzu-
bringen.

Christian Schäli sagt: «Wir
sind gefordert, denn morgen
geht es an die Umsetzung.» Er
freue sich, zusammen mit al-
len Bildungspartnerinnen und
Bildungspartnern die grosse
und breite Vorlage zeitnahe
umzusetzen.

Die Obwaldner Stimmbevölke-
rung bekennt sich zum Spital-
verbund mit der Luzerner Kan-
tonsspital AG (Luks-Gruppe).
Sie nimmt das Spitalgesetz mit
einem Ja-Stimmen-Anteil von
90Prozent sehr deutlich an.Die
Stimmbeteiligung liegt bei 53
Prozent. Mit dem Gesetz wird
die rechtlicheGrundlage fürden
Verbund geschaffen.

«Von dem Resultat hätte ich
nicht zu träumengewagt», sagte
FinanzdirektorinCornelia Kauf-
mann-Hurschler amSonntag im
Rathaus.Manhabe es geschafft,
die Bevölkerung zu überzeugen,
dass ein Alleingang des Spitals
Obwalden mittelfristig sehr
schwierig wäre.

Das Kantonsspital Obwal-
den wird in die gemeinnützige
Aktiengesellschaft Spital Ob-
walden AG umgewandelt, die
das Spital in Sarnen künftig be-
treibt. Die Aktien gehören zu 60
Prozent der Luks-Gruppe, die
damit Mehrheitsentscheide fäl-
len kann. Die weiteren 40 Pro-

zent der Aktien gehören dem
Kanton Obwalden. Bei wichti-
gen Entscheiden, wie etwa
einem Standortwechsel des Spi-
tals, braucht es auch künftig die
Einwilligung des Kantons Ob-
walden.

Im Spitalgesetz steht, dass
am Standort Sarnen auch künf-
tig die stationäre Grundversor-
gung angeboten werden muss,
sowie ambulante Angebote und

eine ständige Notfallversor-
gung. Die genauen Leistungen
legt der Regierungsrat im Leis-
tungsauftrag fest.AuchderKan-
tonsrat behält einen Einfluss: Er
muss die finanziellen Mittel be-
willigen. Welche Leistungen in
Sarnen inZukunft noch angebo-
ten werden, soll innerhalb des
Verbunds mit den Partnern dis-
kutiert werden. Im Gesetz wird
auf die Nennung von gewissen
Abteilungen wie beispielsweise
die Gynäkologie und Geburten-
hilfe verzichtet.

Ganz erhalten bleiben dem
Kanton Obwalden die Immobi-
lien. Diese werden in eine Im-
mobiliengesellschaft einge-
bracht, die zu 100 Prozent dem
Kanton gehört.

Die Luks-Gruppe umfasst
die Luks Spitalbetriebe AG mit
den Standorten Luzern, Sursee
und Wolhusen, die Spital Nid-
walden AG und die Luks Immo-
bilien AG sowie weitere Beteili-
gungen. Sie übernimmt ihre 60
Prozent der Aktien voraussicht-
lichper 2028oder spätestensper
2029.
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Die Obwaldnerinnen und Ob-
waldner haben am Sonntag mit
75 Prozent klar Ja gesagt zum
Nachtrag zum Einführungsge-
setz zum Krankenversiche-
rungsgesetz. Die Stimmbeteili-
gung liegt bei 52 Prozent.

Mit der Annahme des Ge-
setzes wird sich am Kreis der
Personen, die berechtigt sind,
Prämienverbilligungen zu er-
halten, nichts ändern. Im Bud-
get des Kantons wird künftig
aber ein kleinerer Beitrag für
die individuelle Prämienverbil-
ligung (IPV) stehen. Denn die
Berechnung ändert sich mit
dem Nachtrag zum Einfüh-
rungsgesetz zum Krankenversi-
cherungsgesetz.

Bisher musste der Kanton
Obwalden für die IPV mindes-
tens 8,5 Prozent der jährlichen
Prämienkosten der obligatori-
schen Krankenpflegeversiche-
rung des Kantons ins Budget
aufnehmen. Die budgetierten
Beiträge lagen dabei jeweils
mehrere Millionen Franken

über den tatsächlich benötigten
Beiträgen.

Diese fixe Budgetvorgabe
fällt mit dem nun angenomme-
nen Nachtrag weg. Der Kan-
tonsrat legt den Beitrag zur Prä-
mienverbilligung neu basierend
auf den Vorjahreserfahrungen,
den Prämienerwartungen und
den Vorgaben des Bundes fest.
Der budgetierte Betrag soll da-
durch näher am tatsächlich be-
nötigten sein.

Gegen den Nachtrag hatte
die SP Obwalden das Referen-
dum ergriffen. Zwar unterstützt
auch die SP verschiedene Punk-
te der Gesetzesänderung, wie
etwa, dass die Verbilligungen
künftig früher ausbezahlt wer-
den. Sie bekämpfte die Vorlage,
weil die festgelegten 8,5 Prozent
wegfallen.

SP befürchtet
höheren Selbstbehalt
Vom Resultat zeigt sich die SP
enttäuscht. Sie hätte sich die
Unterstützung mindestens
eines Drittels der Stimmbevöl-
kerung gewünscht. Auch nach

der Abstimmung spricht die
Partei von einemAbbau der So-
zialleistungen. «Die Berech-
nung im Budget ist nicht mehr
an einen klaren Faktor ge-
knüpft», sagt Kantonsrat Se-
bastian Stuppan. Er befürchtet,
dass Entwicklungenwie höhere
Prämien oder die Teuerung
sich künftig nicht im Budget
niederschlagen und die benö-
tigten Beiträge höher werden
könnten als im Budget vorgese-
hen. Bevor das Budget über-
schritten wird, erhöht man den
Selbstbehalt, so Stuppans Be-
fürchtung. Den maximalen
Selbstbehalt von 12 Prozent er-
achtet er als zu hoch. Die SP
werde die weitere Entwicklung
der IPV in Obwalden mit politi-
schen Vorstössen weiter unter
die Lupe nehmen.

Volkswirtschaftsdirektor
und Landammann Daniel Wy-
ler betonte am Sonntag imRat-
haus hingegen: «Das ist keine
Sparübung.» Er sei froh, dass
drei Viertel der Bevölkerung
den Weg der Regierung unter-
stützt hätten.
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Das Kantonsspital soll Teil einer
Verbundlösung werden.
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«Morgen geht es an die Umsetzung»
DerObwaldner Bildungsdirektor Christian Schäli atmet nach der gewonnenenAbstimmung über das Bildungsgesetz auf – und ist gefordert.

Luks-Beitritt klar angenommen
DieObwaldnerinnen undObwaldner stellen sich klar hinter den
Spitalverbund. Das Spitalgesetz wurde deutlich angenommen.

«Das ist keine Sparübung»
Obwalden sagt Ja zuNachtrag zumKrankenversicherungsgesetz.
Das Referendumder SPObwalden bleibt erfolglos.


